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Studenten wollen Zivilklausel 
UStA will die militärische Forschung am KIT ausschließen 
Von unserem Mitarbeiter Ekart Kinkel 

Karlsruhe. Die Unabhängige Studierendenschaft (UStA) der Universität Karlsruhe fordert die 
Aufnahme einer Zivilklausel in die erste Satzung für das Karlsruher Institut für Technologie (KIT), 
welche im Herbst die bisherige Universitäts-Grundordnung ablösen wird. Dadurch sollen 
„Forschung und Lehre nur für friedliche Zwecke“ in den Statuten festgeschrieben werden. „Wer 
derzeit am KIT eine Bachelor- oder Masterarbeit macht, kann unwissentlich militärische Forschung 
betreiben“, erläutert UStA-Referentin Nadja Brachmann das Dilemma. Bei einer Urabstimmung 
vor zwei Jahren sprachen sich 63 Prozent der Studierenden für eine Zivilklausel am KIT aus. Doch 
dieses Anliegen fand bislang kein Gehör. Ein Unding, wie der UStA-Vorsitzende Anselm Laube 
meint. Allerdings hat er nur wenig Hoffnung. „Wir haben nur drei von 57 Sitzen im Senat. Und die 
Professorenschaft fürchtet um ihre Gelder“, so Laube. Schließlich dienten etliche Projekte an der 
ehemaligen Universität der Rüstungsforschung. 
Eine derartige Zivilklausel sei mit dem Landeshochschulgesetz vereinbar, erklärt der UStA und 
verweist auf die Unis Tübingen und Konstanz, die über entsprechende Klauseln verfügten. In 
Tübingen wurde die nach den Bildungsprotesten 2009 in die Grundordnung aufgenommene 
Zivilklausel sogar eher zufällig entdeckt. „Die wurde vom Wissenschaftsministerium still und 
heimlich genehmigt. Wir haben davon aus dem Amtsblatt erfahren“, berichtet Lothar Letsche von 
der GEW-Landesfachgruppe Hochschule und Forschung. 

 

cherheit sagen lassen, warum es gebrannt
hat“, sagte ein Karlsruher Polizeisprecher.
Ein technischer Defekt gilt als wahrschein-
lich. Nach Ansicht eines Sachverständigen
könnte das Feuer im Bereich der Elektroin-
stallation ausgebrochen sein. Die Ermittlun-
gen sind inzwischen weitgehend abgeschlos-
sen. „Für die Polizei und Staatsanwaltschaft
ist vor allem eines wichtig: Es gibt keine
Hinweise auf eine Straftat“, sagte der Spre-
cher.

Im Zoo kehrt mit der Zwischenlösung ein
Stück Normalität ein. Ermöglicht wurde sie
durch sehr viele Spenden. „Von Stunden-
leistung bis zu Sachspenden war alles da-
bei“, sagte Zoo-Chefin Gisela von Hegel.

Karlsruhe (sdo). Die Besucher des Karls-
ruher Zoos können sich freuen: In den kom-
menden zwei Wochen wird ein provisori-
scher Streichelzoo aufgestellt. Dort sollen
kleine und große Zoo-Gäste zumindest Shet-
landponys und Schafe streicheln können.

Der reguläre Streichelzoo war bei einem
Feuer am 14. November in Flammen aufge-
gangen, alle 26 Tiere verbrannten. Das neue
Streichelgehege soll in den Sommerferien
stehen. Wie es zu dem Feuer kam, bleibt un-
gewiss. „Es wird sich nie mit absoluter Si-

TIERE ZUM ANFASSEN will der Karlsruher Zoo schon in den nächsten Tagen wieder bieten. Unsere
Aufnahme entstand vor dem Brand des beliebten Streichelzoos. Foto: Sandbiller

Streichelzoo wird
provisorisch aufgestellt
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Mannheim (dpa/lsw). Sie ist die Powerfrau
in der Mannheimer Stadtverwaltung: Die So-
zialdemokratin Gabriele Warminski-Leitheu-
ßer (Foto: Murat). „Bildungsgerechtigkeit ist
der Schlüssel für sozialen Aufstieg“, lautet ihr
Credo. Seit März 2008
ist sie Bürgermeiste-
rin für Bildung, Ju-
gend, Sport und Ge-
sundheit in der Qua-
dratestadt und setzt
sich dafür ein, die Bil-
dungschancen von
Kindern aus einkom-
mensschwachen Fa-
milien zu verbessern.
Dadurch ist die 47-
Jährige offensichtlich
dem Spitzenkandida-
ten ihrer Partei, Nils
Schmid, aufgefallen.
Er hat sie jetzt in sein
Regierungsteam beru-
fen und sieht sie als künftige Bildungsministe-
rin.

Die Juristin und Diplom-Verwaltungswirtin
aus Waltrop im Ruhrgebiet sucht die Heraus-
forderung. Deshalb ist sie auch nach Mann-
heim gekommen. Hier konnte sie ein Amt lei-
ten, in dem die Aufgaben Bildung, Jugend, Ge-
sundheit und Sport unter einem Dach zusam-
mengefasst sind. Zuvor war sie mehrere Jahre
Dezernentin bei der Kreisverwaltung Unna.

Gabriele Warminski-Leitheußer, die Mit-
glied im SPD-Landesvorstand ist, will etwas
bewegen. So setzte sie erfolgreich das vom
Stadtrat initiierte bundesweit einmalige Pro-
jekt „Mannheimer Unterstützungssystem
Schule“ (MAUS) um. Damit können Schulen
für ihre Schüler spezielle Förderangebote zu-
sammenstellen. Die Finanzierung übernimmt
die Stadt. „Wichtig ist, dass die Schulen frei
entscheiden können. Sie kennen ihre Schüler
am besten“, beschreibt die Bürgermeisterin
das Konzept. Neben ihrem Job im Rathaus en-
gagiert sich Warminski-Leitheußer in zahlrei-
chen Gremien, zum Beispiel im Schul- und Bil-
dungsausschuss des Deutschen Städtetages
und im Gesundheitsausschuss des Städtetags
Baden-Württemberg. Mitarbeiter beschreiben
die 47-Jährige trotz ihrer hohen Arbeitsbelas-
tung als gelassen.

„Wir sind in der Lage, aus dem Stand die Re-
gierung zu übernehmen und zu führen“, sagte
Schmid. Warminski-Leitheußer sei im Gegen-
satz zu Schick eine „kommunale Schulprakti-
kerin“, die wisse, was vor Ort los ist. Der SPD-
Chef machte erneut deutlich, dass unter SPD-
Führung schrittweise die zehnjährige Gemein-
schaftsschule eingeführt und das dreigliedrige
Schulsystem abgeschafft werde. Warminski-
Leitheußer kritisierte, dass das Kultusministe-
rium keine Schulversuche zulasse. „Es gibt so
viele gute kommunale Ideen. Wieso lassen wir
das nicht einfach zu?“ Die Schulbürgermeiste-
rin machte sich für eine Abschaffung der
Grundschulempfehlung stark.

SPD-Chef stellt
Power-Frau vor

Gabriele Warminski

Stuttgart (dpa/lsw). Eine neue „Allianz für
Bildung“ soll die Bildungschancen benachtei-
ligter Kinder in Deutschland weiter verbes-
sern. „Die Bildung von Kindern und Jugendli-
chen, gerade von solchen, die unter ungünsti-
gen Bedingungen aufwachsen, ist nicht allein
eine Aufgabe für den Staat und die Schule,
sondern für die ganze Gesellschaft“, sagte
Bundesbildungsministerin Annette Schavan
(CDU) gestern bei der Eröffnung der Messe
„didacta“ in Stuttgart. Ein Ziel des Netzwer-
kes sei, in Deutschland ein Klima der Bil-
dungsbegeisterung zu schaffen und einen Im-
puls für eine „Lernkultur des 21. Jahrhun-
derts“ zu geben, sagte die ehemalige baden-
württembergische Kultusministerin.

Anfang der Woche hatte die schwarz-gelbe
Koalition in Berlin und SPD eine Einigung zur
Reform von Hartz IV erzielt, die auch ein Bil-
dungspaket vorsieht. Schavan sagte, auch die
Allianz stehe im Zusammenhang mit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts, das mehr
Bildungsteilhabe für Kinder aus Hartz-IV-
Familien gefordert hatte. „Es ist die Zielgrup-
pe, die an vielem, was existiert, keinen Anteil
hat.“ Deutschland habe noch Nachholbedarf
bei der Begleitung von Kindern mit Migrati-
onshintergrund, deren Selbstvertrauen ge-
stärkt und deren Eltern beraten werden müss-
ten.

Neue „Allianz
für Bildung“

Von unserem Mitarbeiter
Henning Otte

Stuttgart. Der Staatssekretär im Sozialmi-
nisterium, Dieter Hillebrand (CDU), hat Zwei-
fel am Gesundheitszustand von Grünen-Spit-
zenkandidat Winfried Kretschmann geäußert.
Wie die „Reutlinger Nachrichten“ berichteten,
hat Hillebrand jüngst bei einer CDU-Veran-
staltung in Reutlingen die Vermutung aufge-
stellt, dass Kretschmann – falls er Ministerprä-
sident würde – dieses Amt wohl aus gesund-
heitlichen Gründen nicht lange ausüben kön-
ne. Dann würden Grünen-Bundeschef Cem
Özdemir oder Tübingens Oberbürgermeister
Boris Palmer das Amt ergattern.

Die Grünen zeigten sich empört: „Wir neh-
men es nicht hin, dass aus den Reihen der Uni-
on ständig völlig haltlose Verleumdungen zum
Gesundheitszustand unseres Spitzenkandida-
ten gestreut werden“, sagte Grünen-Landes-
chef Chris Kühn. Hillebrand ging auf die Grü-
nen zu: „Sollten durch meine Äußerungen, die
bei einer Wahlkampfveranstaltung gefallen
sind, ungewollt und unbeabsichtigt Irritatio-

nen entstanden sein, entschuldige ich mich da-
für ausdrücklich.“ Nach Angaben der Zeitung
hatte Hillebrand bei der CDU-Mittelstands-
vereinigung erklärt, Kretschmann sei gesund-
heitlich nicht in der Lage, das Amt des Minis-
terpräsidenten auszuüben. Der Grünen-Frak-
tionschef könne kaum fünf Sätze am Stück sa-
gen, ohne etwas zu trinken. Gestern erklärte
der CDU-Politiker: „Ich habe bei der Veran-
staltung gesagt, Palmer und Özdemir stünden
schon in den Startlöchern, und durch das ge-
reizte Auftreten und die emotionalen Reaktio-
nen von Herrn Kretschmann sowohl in den
Landtagsdebatten als auch bei medialen Auf-
tritten könnte ich mir vorstellen, dass das Amt
des Ministerpräsidenten für ihn eine Belastung
darstelle, vor der man ihn gerne von grüner in-
teressierter Seite bewahren wolle.“

Ministerpräsident Stefan Mappus (CDU)
hatte noch vor kurzem erklärt, er wisse nichts
über Gerüchte über Kretschmanns Gesund-
heitszustand. „Nun stellt sich heraus, dass sein
eigener Staatssekretär diese Verleumdungen
in die Welt setzt“, meinte der Grünen-Landes-
vorsitzende Kühn.

CDU-Staatssekretär
sät Zweifel an Kretschmann

Grüne reagieren mit Empörung: Haltlose Verleumdungen

Von unserem Mitarbeiter
Ekart Kinkel

Karlsruhe. Die Unabhängige Studierenden-
schaft (UStA) der Universität Karlsruhe for-
dert die Aufnahme einer Zivilklausel in die
erste Satzung für das Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), welche im Herbst die bishe-
rige Universitäts-Grundordnung ablösen wird.
Dadurch sollen „Forschung und Lehre nur für
friedliche Zwecke“ in den Statuten festge-
schrieben werden. „Wer derzeit am KIT eine
Bachelor- oder Masterarbeit macht, kann un-
wissentlich militärische Forschung betreiben“,
erläutert UStA-Referentin Nadja Brachmann
das Dilemma. Bei einer Urabstimmung vor
zwei Jahren sprachen sich 63 Prozent der Stu-
dierenden für eine Zivilklausel am KIT aus.
Doch dieses Anliegen fand bislang kein Gehör.

Ein Unding, wie der UStA-Vorsitzende An-
selm Laube meint. Allerdings hat er nur wenig
Hoffnung. „Wir haben nur drei von 57 Sitzen
im Senat. Und die Professorenschaft fürchtet
um ihre Gelder“, so Laube. Schließlich dienten
etliche Projekte an der ehemaligen Universität
der Rüstungsforschung.

Eine derartige Zivilklausel sei mit dem Lan-
deshochschulgesetz vereinbar, erklärt der
UStA und verweist auf die Unis Tübingen und
Konstanz, die über entsprechende Klauseln
verfügten. In Tübingen wurde die nach den
Bildungsprotesten 2009 in die Grundordnung
aufgenommene Zivilklausel sogar eher zufällig
entdeckt. „Die wurde vom Wissenschaftsmi-
nisterium still und heimlich genehmigt. Wir
haben davon aus dem Amtsblatt erfahren“, be-
richtet Lothar Letsche von der GEW-Landes-
fachgruppe Hochschule und Forschung.

Studenten wollen Zivilklausel
UStA will die militärische Forschung am KIT ausschließen

nachdem Helmut die Schule verlassen musste.
Zwar fiel sie weniger durch das Stören des Un-
terrichts auf als Helmut, zeigte aber keine bes-
seren Leistungen.“ Bei manchem Erstwähler
aus Schülerkreisen hat die Ministerin ohnehin
schlechte Karten, seit sie angeordnet hat, dass
die SMV-Gremien zu Podiumsveranstaltungen
anlässlich der Wahl nur Teilnehmer der im
Landtag vertretenen Parteien zulassen dürfen.
Mitglieder der Linkspartei bleiben also außen
vor, was selbst Mitbewerber wie die Grünen
inakzeptabel finden. Wobei sich die Frage
nach dem Anteil der selbstbewussten Kultus-
verwaltung an solchen Entscheidungen stellt.
Viele der Beamten dort leben im Bewusstsein,
dass Schulminister kommen und gehen, die
Kultusbürokratie aber ewig bleibt. Eine neue
Behördenkultur ist noch nicht zu erkennen.

Ruhig ist es an der Front des Landeseltern-
beirats geworden. Das Gremium, das sich un-

ter Führung von Christiane Staab leiden-
schaftliche Gefechte mit Helmut Rau zu liefern
pflegte, bleibt unter der Ägide ihres Nach-
Nachfolgers Christian Bucksch eher blass.

In Unionskreisen hat die Kultusministerin
naturgemäß einen Stein im Brett. „Die Frau ist
ein Glücksfall“, heißt es im Umfeld des Minis-
terpräsidenten. In der Regierungszentrale rüh-
men sie den Fleiß der zweifachen Mutter und
ihre ausgeglichene Art. Es macht ihr nichts
aus, vor Hunderten Eltern zum x-ten Mal De-
tails des Turboabiturs erläutern zu müssen.
Ebenso wenig sind bei ihr Verschleißerschei-
nungen zu erkennen, nachdem sie wochenlang
jeden Abend in einer anderen Mehrzweckhalle
hat sprechen und lächeln müssen. Selbst herz-
hafte Hiebe der Opposition pariert Schick stets
mit Contenance. Bislang ließ sie noch jene
Dünnhäutigkeit vermissen, die am Schluss das
Markenzeichen ihres Vorgängers war.

hat die Ministerin einzügigen Hauptschulen
auf dem Land doch eine Chance gegeben,
Werkrealschule zu werden. Zum Beispiel die
Beruflichen Gymnasien: Mit zusätzlichen hun-
dert Klassen im nächsten Schuljahr leiste man
einen Beitrag zur Sicherung des Fachkräftebe-
darfs und beweise die Richtigkeit der These
„Kein Abschluss ohne Anschluss“. Um die
Strategie der Kultusministerin und des Minis-
terpräsidenten zu erkennen, braucht es nur
wenig analytische Kompetenz: Beim Thema
Bildungspolitik will sich die Landesregierung
am allerwenigsten eine offene Flanke leisten.
Gern dreht sie hier und da ein bisschen an den
Stellschrauben, eine Abkehr vom traditionel-
len dreigliedrigen Schulsystem kommt hinge-

gen nicht in Betracht.
Kritische Anmerkun-
gen lächelt die char-
mante Professorin aus
Bayern mit beachtli-
cher Routine einfach
weg.

Natürlich gibt es sie
trotzdem. Je näher der Wahltag rückt, desto
deutlicher wird auch die Kritik an der 53-jäh-
rigen Kommunikatorin in Sachen Schule. Der
Verein „Länger gemeinsam lernen“, dessen
Vorsitzender Rudolf Bosch als möglicher Kul-
tusminister auf Seiten der Grünen gehandelt
wird, wirft der Ministerin vor, sie habe längst
den Blick für die Schulwirklichkeit im Land
verloren. Schicks Versuch, die „konzeptionslo-
se Bildungspolitik mit einer Flucht nach vorn
zu verschleiern“ erinnert Bosch an das Mär-
chen von des Kaisers neuen Kleidern.

Ohnehin gibt man bei der Opposition Ent-
täuschung über das erste Amtsjahr Marion
Schicks zu Protokoll. Anders als angekündigt,
habe die Nachfolgerin von Helmut Rau nichts

wirklich auf den Prüf-
stand gestellt, dafür
aber bei der beschlos-
senen Schließung von
Hauptschulen ganze
Arbeit geleistet, kriti-
siert der Schulexperte
der SPD, Norbert Zel-
ler. Im Übrigen sei die
Regierung daran ge-
scheitert, allen jungen
Leuten im Land bes-
sere Bildungschancen
zu ermöglichen.

Das finden auch die
Grünen. Im Internet
haben sie ihre Partei-
gänger dazu aufgeru-
fen, der Ministerin ein
Zeugnis auszustellen.
Im Beurteilungs-Text
für die promovierte
Wirtschaftspädago-
gin heißt es unter an-
derem: „Marion kam
erst zum Schulhalb-
jahr in unsere Klasse,

Schulministerin macht im Kabinett den Sherpa
Marion Schick ist stark in den Wahlkampf eingebunden / Baustellen der Kultuspolitik mit Hochdruck in Arbeit

ALLZEIT BEREIT: Kultusministerin Marion Schick – hier auf Kabinetts-Exkursion in einem Klettergarten –
ist im Wahlkampf eine der wichtigsten Botschafterinnen der Regierung Mappus. Archivfoto: Anspach

Von unserem Redaktionsmitglied
Wolfgang Voigt

Stuttgart. Bewegte Zeiten für Marion Schick
– und das ist ganz wörtlich zu nehmen. Die
stets freundlich lächelnde Kultusministerin ist
überall. So scheint es jedenfalls: Eben noch als
Wahlkämpferin im Gasthaus Rössle in Lai-
chingen auf der Albhochfläche, jetzt bei der
Eröffnung der Bildungsmesse „didacta“, an-
schließend vor Journalisten im Landtag, wo es
um künftige Strategien der frühkindlichen
Bildung geht. „Bildungspolitik ist ein Hase-
und Igel-Spiel“, sagt sie gern. Und meint es im
übertragenen Sinn. Doch auch ganz praktisch
ist es so: Wo man hinkommt im Land – Marion
Schick war schon da.

Ein Jahr nach ihrer
Amtseinführung ist
die Schlagzahl der
Ressortchefin in ih-
rem Ministerium im
Stuttgarter Neuen
Schloss berüchtigt.
Ihr schwarzer Dienst-Audi, so heißt es, lege
ähnlich viele Kilometer zurück wie die Limou-
sine des Ministerpräsidenten. Nur dass der
täglich in Pforzheim abgeholt wird und Kul-
tusministerin Schick lediglich in Stuttgart.

Es gab Zeiten, da war es vorübergehend ru-
hig um die Sachwalterin der Schulen im Land.
Vor ein paar Monaten war das, als alle glaub-
ten, der Streit um Stuttgart 21 entscheide die
Landtagswahl. Jetzt ist es noch knapp einen
Monat bis zum Tag X, und die Debatte um den
Tiefbahnhof hat ihren Höhepunkt längst über-
schritten. Die Wahlkampf-Prioritäten werden
Stück für Stück wieder die alten. Ganz oben
steht das Schulwesen. Begreift man die Wahl
als Bergtour und das Kabinett als Seilschaft,
dann ist Marion
Schick so etwas wie
der Sherpa. Sie schul-
tert ein beachtliches
Paket und ist bienen-
fleißig bemüht, den
Klettersteig so zu prä-
parieren, dass der
Tross nicht auf losem
Geröll ins Straucheln
kommt. Zum Beispiel
der Streit um das
achtjährige Gymnasi-
um mit seinen über-
vollen Lehrplänen:
Ein eigens beauftrag-
tes Gutachten hat aus
Sicht der Ministerin
bewiesen, dass G8-
Schüler ihren G9-
Kollegen nicht unter-
legen sind, wenn sie
nächstes Jahr die sel-
be Reifeprüfung able-
gen müssen. Zum Bei-
spiel die Werkreal-
schule: Überraschend

Steckbrief Schick

Name: Marion Schick
Sternzeichen: Jungfrau
Geburtsort: Schrobenhausen in Ober-

bayern
Beruf: Kultusministerin von Baden-

Württemberg
Familie: Geschieden, ein Sohn (19) und

eine Tochter (15)
Grundsatz: „Man muss mit den Leuten

reden und so Vertrauen schaffen“
Das kann ich besonders gut: Zuhören

und auf Menschen zugehen
Werdegang: Abitur, Studium der Wirt-

schaftspädagogik, Promotion, Professorin
für Personalführung, Kostenrechnung
und allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
Hochschulpräsidentin, Vorstandsmitglied
der Fraunhofer Gesellschaft, seit 24. Feb-
ruar 2010 Kultusministerin

Hobbys: Lesen, Musik, Tanzen

Ludwigshafen (BNN/dapd). Mit einer Luft-
druck-Waffe hat ein 19-Jähriger in einer Be-
rufsschule in Ludwigshafen auf zwei Mitschü-
ler geschossen. Sie wurden dabei leicht ver-
letzt, wie die Polizei gestern Abend mitteilte.
Der Täter hatte die Waffe in der Pause vor und
im Klassenraum abgefeuert. Er traf seine Mit-
schüler am Oberschenkel und an der Wade.

Nachdem einer der beiden Leichtverletzten
am Mittag in einer Toilette von einem weiteren
Schuss im Nacken getroffen wurde, kam es zu
einer Rangelei, durch die der Klassenlehrer
von den Vorfällen erfuhr. Er informierte die
Schulleitung der Berufsbildenden Schule
Technik 1, die die Polizei einschaltete. Sie er-
mittelt wegen gefährlicher Körperverletzung
und Verstoßes gegen das Waffengesetz. Der
Beschuldigte gab in einer ersten Vernehmung
an, gemobbt worden zu sein.

19-Jähriger
schießt auf Mitschüler


